
Zur Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte 
in das Eheverfahren

Daß im Eheverfahren die Einbeziehung gesellschaft­
licher Kräfte zur Erziehung der Ehegatten, zur Auf­
deckung der Ursachen und begünstigenden Bedingungen 
der Störung des ehelichen Verhältnisses sowie zu deren 
Überwindung von großer Bedeutung ist, zeigen die in­
struktiven Beispiele aus der Praxis des Kreisgerichts 
Zittau'1.
Im Gegensatz zu den sonstigen Zivil verfahren hat sich 
die Anzahl der Ehescheidungsklagen in den letzten 
Jahren nicht verringert. Insbesondere ist die Auflösung 
„junger Ehen“, d. h. Ehen bis zu einer Dauer von fünf 
Jahren, in erhöhtem Maße beantragt worden. Daher ist 
es dringend geboten, durch Ausnutzung aller geeigneten 
Möglichkeiten zielgerichtet auf eine Verringerung der 
Anzahl der Scheidungsklagen hinzuwirken. Eine wirk­
same vorbeugende Tätigkeit verlangt, daß alle Mit­
arbeiter der Rechtspflegeorgane, Rechtsanwälte, Schöffen 
und Mitglieder der Konflikt- und Schiedskommissionen 
daran teilnehmen und eng mit dem DFD, der FDJ, den 
Ausschüssen der Nationalen Front, Arbeitskollektiven 
und Hausgemeinschaften sowie in bestimmten Fällen 
auch mit Ärzten und Erziehern Zusammenarbeiten. 
Wenn es auch nicht selten gelingt, die Eheleute noch 
nach Erhebung der Scheidungsklage zur Aussöhnung 
zu bewegen, so ist es doch wesentlich leichter und er­
folgversprechender, bereits vorher eheerhaltend zu 
wirken, wenn der Grad der Zerrüttung der Ehegemein­
schaft noch verhältnismäßig gering ist.
Die Gerichte erhalten den ersten Hinweis auf einen 
Ehekonflikt zumeist in der Rechtsauskunfts- oder 
Rechtsantragsstelle. Es ist daher zu begrüßen, wenn in 
geeigneten Fällen ohne Einleitung eines Verfahrens in 
angemessener Weise versucht wird, mit Hilfe der 
Schöffen und anderer geeigneter gesellschaftlicher 
Kräfte die Ursachen des Konflikts aufzudecken und zur 
Beseitigung begünstigender Bedingungen beizutragen. 
In der Regel sollte dabei mit beiden Ehepartnern eine 
geduldige Aussprache geführt werden, wobei das Ge­
meinsame und nicht das Trennende in den Vorder­
grund zu stellen ist.,Dabei ist — wie auch im Verfah­
ren selbst — jeder Schematismus zu vermeiden und auf 
die Besonderheiten des ehelichen Lebens mit ange­
messenem Taktgefühl Rücksicht zu nehmen4 5.
Ein großer Teil der Scheidungsklagen wird zu Protokoll 
der Rechtsantragsstelle erklärt. Das erfordert eine 
sorgfältige Schulung der Sachbearbeiter über die sich 
aus dem Rechtspflegeerlaß und dem Gerichtsver­
fassungsgesetz ergebenden Aufgaben. Gegenwärtig muß 
nicht selten kritisiert werden, daß der Sachverhalt nicht 
in seinem für die Entscheidung wesentlichen Zu­
sammenhang dargestellt wird, daß sachdienliche Be­
weisangebote fehlen und vor allem nicht angegeben 
wird, welche Versuche bereits unternommen wurden, 
um den Konflikt vor Einleitung des Gerichtsverfahrens 
zu lösen, und welche gesellschaftlichen Kräfte und 
staatlichen Organe hierbei mitgewirkt haben. Eine alles 
Wesentliche enthaltende Klageschrift erleichtert jedoch 
eine gute Vorbereitung des Verfahrens.
Nicht immer wird es möglich sein, bereits zum ersten 
Termin die geeigneten Kräfte hinzuzuziehen und alle 
sonstigen zweckdienlichen Maßnahmen zur Erhöhung 
der gesellschaftlichen Wirksamkeit einzuleiten6 7 8. Oft er-

4 Vgl. Rotter, i.Uber die gesellschaftliche Mitwirkung in Ehe'» 
Sachen“, NJ 1963 S. 684 f.
5 Darauf ist im Urteil des Obersten Gerichts vom 11. Juli 1963 
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6 Darauf weist Rotten a. a. O., zu Recht hin.

gibt sich erst in der vorbereitenden Verhandlung nach 
dem Anhören beider Parteien die richtige Grundlage 
dafür.
Besonders dringend ist die Einleitung gesellschaftlich 
wirksamer Maßnahmen bei Aussetzung des Ehever­
fahrens, zum Zwecke der Aussöhnung der Parteien 
und im-Falle der Klagabweisung. Die Gerichte dürfen 
nicht darauf vertrauen, daß die Ehegatten in jedem 
Fall von selbst wieder zueinander finden werden. 
Es ist vielmehr erforderlich, mit den gesellschaft­
lichen Kräften gründlich darüber zu beraten, welche 
eheerhaltenden Maßnahmen zweckmäßig und erfolg­
versprechend erscheinen und auf welche Weise sie zu 
verwirklichen sein werden!. Wiederholt haben sich gut 
angeleitete Schöffen nach der Verfahrensaussetzung 
über die weitere Gestaltung der ehelighen Verhältnisse 
unterrichtet und den Parteien wertvolle Hinweise zur 
Wiederherstellung der Eheharmonie gegeben. Ihre Be­
mühungen um die Erhaltung der Ehe fanden auch die 
Anerkennung der Parteien, führten zur endgültigen 
Aussöhnung und zur Rücknahme der Klage.
Auch im Falle der Klagrücknahme sollte in geeigne­
ten Fällen gesellschaftliche Hilfe geleistet werden. So 
beantragte eine Frau die Scheidung ihrer Ehe, weil der 
Verklagte, der in einem privaten Tiefbaubetrieb be­
schäftigt ist, übermäßig dem Alkohol zusprach. Aus der 
Ehe sind vier minderjährige Kinder hervorgegangen. 
Dem Kreisgericht war bekannt, daß in dem Tiefbau­
betrieb viele Arbeiter dem Alkohol zuneigen, was be­
reits zu Strafverfahren, aber auch zu weiteren Schei­
dungsprozessen geführt hatte. Noch vor der vorbe­
reitenden Verhandlung wurde die Klage zurückge­
nommen. Das Kreisgericht hat gleichwohl mit Hilfe der 
Gewerkschaft geeignete Maßnahmen eingeleitet, um 
auf die betreffenden Werktätigen dieses Betriebes er­
zieherisch einzuwirken.
Ebenso besteht die Notwendigkeit, im Fall der Ehe­
scheidung einen Bürger zu erziehen, um sein im Ver­
fahren bekanntgewordenes, nicht zu billigendes Ver­
halten zu überwinden, das zur Zerrüttung der Ehe bei­
getragen hat und zugleich mit unseren gesellschaft­
lichen Verhältnissen und den Pflichten eines Bürgers 
im sozialistischen Staat unvereinbar ist. Denken wir 
nur an solche Ehepartner, die — im Gegensatz zu der 
Mehrzahl unserer Bürger — nicht regelmäßig und 
pflichtbewußt ihrer Arbeit nachgehen». Es wäre nicht 
zu verantworten, über ein solches Verhalten hinweg­
zusehen. Vielmehr müssen Maßnahmen eingeleitet 
werden, die ein weiteres Abgleiten oder gar Straf­
fälligwerden dieses Bürgers verhindern. Jedes den Auf­
fassungen unserer Gesellschaft widersprechende und 
in seinen Auswirkungen gefährliche Verhalten — wie 
Arbeitsbummelei, übermäßiger Alkoholgenuß, unsitt­
liche Lebensweise — muß das Gericht veranlassen, 
Maßnahmen zu seiner Überwindung zu ergreifen. Sie 
werden je nach dem Einzel fall verschieden sein und 
von der Mobilisierung der Hausgemeinschaft oder des 
Arbeitskollektivs bis zur Anregung eines Verfahrens 
gemäß der VO über Aufenthaltsbeschränkung vom 
24. August 1961 (GBl. II S. 343) reichen.
Ist nach den Feststellungen im Ehescheidungsverfah­
ren zu befürchten, daß ein Unterhaltsverpflichteter sich 
leichtfertig seinen Pflichten gegenüber Unterhaltsbe­
rechtigten entziehen könnte, dann ist auch hier die 
Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte notwendig. Das 
Gericht sollte rechtzeitig das Arbeitskollektiv des Unter­
haltsverpflichteten und die Abt. Arbeit seines Betriebes 
informieren, um einer vorschnellen Aufhebung des
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